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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit 
(laut den entsprechenden Kriterien des Bun- 
desverteidigungsministeriums), eine Kaserne, 
einen Stützpunkt oder ein Schiff der Bundes- 
wehr nach dem einzigen Marineoffizier, Kor- 
vettenkapitän Kranzfelder, zu benennen, der 
als Gegner des NS-Staates im Zusammenhang 
mit dem 20. Juli 1944 durch das seinerzeitige 
Regime ermordet wurde? 


2. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Ist nach Auffassung der Bundesregierung hin- 
sichtlich einer Rüge des Bundesrechnungshofes 
auch in Zukunft sichergestellt, daß die SAR- 
Staffel des 5. MFG Kiel-Holtenau in allen 
lebensbedrohenden Notfällen, die in ihrem 
Einsatzbereich einen Hubschraubereinsatz er- 
fordern, ohne bürokratische Verzögerungen 
oder Einschränkungen helfen kann? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


3. Abgeordneter 

Memmel 


(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Jaeger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der neuernannte Chef des 
Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung, Staatssekretär Klaus Bölling, Mit- 
arbeiter des im Dienst der kommunistischen 
Spionage stehenden Ostberliner Verlages 
„Volk und Wissen" war, und wann und unter 
welchen Umständen hat gegebenenfalls die 
Bundesregierung hiervon Kenntnis erhalten? 

Welche Gründe haben das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung veranlaßt, 
im Bulletin Nr. 52 vom 30. April 1974 unter 
den Reden, die Mitglieder der Bundesregierung 
in der parlamentarischen Beratung des Fünften 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts gehalten 
haben, auch die Rede von Prof. Dr. Werner 
Maihofer abzudrucken, obwohl dieser laut 
Stenographischem Protokoll nicht als Bundes- 
minister, sondern als Abgeordneter gesprochen 
hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, zum Ausgleich 
dieser einseitigen Bevorzugung der Regie- 
rungskoalition auch die Rede im Bulletin zu 
veröffentlichen, die der Hauptredner der Frak- 
tion der CDU'CSU in der zweiten Beratung 
des Gesetzentwurfs, Abgeordneter Dr. Heinz 
Eyrich, gehalten hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


6. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 


9. Abgeordneter 

Coppik 

(SPD) 


10. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung bei 
der Regierung der Sowjetunion angesichts der 
vielen Prozesse unternommen, die aussied- 
lungswilligen Volksdeutschen nur deswegen 
gemacht werden, weil sie auf Grund ihres 
Bekenntnisses zum deutschen Volkstum nach 
der Bundesrepublik Deutschland aussiedeln 
wollen, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die Prozesse und hohen Frcuheitsstrafen be- 
züglich ihrer Auswirkung auf die Normalisie- 
rung der Verhältnisse zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Sowjetunion? 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung 
über die Zusage des polnischen Außenmini- 
sters wahrend seines Besuchs in Bonn im 
Dezember vorigen Jahrs bezüglich der Aus- 
siedlung der Deutschen jenseits von Oder und 
Neiße geben, nachdem der Presseattache der 
polnischen Botschaft in London im „Guardian" 
am 2. Mai 1974 bestritten hat, daß es über- 
haupt eine verbindliche Zusage der polnischen 
Regierung gibt, und stimmt die in derselben 
Ausgabe erteilte Mitteilung, daß bereits vor 
Abschluß des Warschauer Vertrags deutsche 
Wiedergutmachungsleistungen als Vorausset- 
zung für die Normalisierung des Verhältnisses 
zwischen Deutschland und Polen gefordert 
worden sind? 

Welche Maßnahmen sind von Exekutivorga- 
nen der NATO im Sinne der von der 18. Jah- 
restagung der Nordatlantischen Versammlung 
im November 1972 in Bonn verabschiedeten 
Empfehlung 22 bisher ergriffen worden? 

Ist bei diesen Maßnahmen sichergestellt, daß 
Exekutivorgane der NATO weder direkt noch 
indirekt und auf keinerlei Zuständigkeits- 
ebene mit den weißen Minderheitsregimen im 
südlichen Afrika Zusammenarbeiten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
griechischsprachigen Sendungen der Deutschen 
Welle in Athen offenbar auf Veranlassung 
des Junta-Regimes gestört werden? 


Welche Schritte wird die Bundesregierung un- 
ternehmen, um die griechische Junta-Regie- 
rung zu veranlassen, für einen ungestörten 
Funkempfang der Sendungen der Deutschen 
Welle in ihrem Hoheitsbereich zu sorgen, wo- 
zu sie sich durch Unterschrift unter den inter- 
nationalen Fernmeldevertrag vom 12. Novem- 
ber 1965 verpflichtet hat? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der polnische Außenminister 
von einer gewissen Evolution im Herangehen 
der Bundesrepublik Deutschland an die funda- 
mentalen Normalisierungsfragen als Ergebnis 
polnischer Bemühungen gesprochen hat, und 
welche Änderung der Haltung der Bundes- 
regierung berechtigt — bejahendenfalls — den 
polnischen Außenminister zu einer solchen 
Feststellung? 


13. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt das Auswärtige Amt nun zu tun, 
um alle Auslandsvertretungen der Bundes- 
republik Deutschland über den vollen und für 
alle Behörden in der gesamten Begründung 
und allen Teilen verbindlichen Inhalt des Bun- 
desverfassungsgerichtsurteils vom 31. Juli 1973 
und seine Auswirkungen auf die Gewährung 
diplomatisch-konsularischen Schutzes zu unter- 
richten, nachdem der Staatssekretär Moersch 
in der Sitzung des Bundestages vom 6. Dezem- 
ber 1973 Frau Abgeordnete Fieser dieserhaib 
auf die fehlenden amtlichen Veröffentlichun- 
gen verwies, inzwischen aber der 36. Band der 
„Entscheidungen des Bundesverfassungsge- 
richts" ausgeliefert wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


17. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß ein Mitglied 
der Deutschen Kommunistischen Partei, das 
keine Gewähr bot, für die freiheitliche-demo- 
kratische Grundordnung einzutreten und des- 
halb nicht in den Schuldienst des Landes 
Nordrhein-W^estfalen aufgenommen wurde, in 
der Bundesgrenzschutz-Fachschule Bonn-Duis- 
dorf Unterricht in Deutsch und Gemeinschafts- 
kunde erteilen konnte, und nach welchen Kri- 
terien erfolgte die Anstellung? 

Trifft es weiterhin zu, daß der „bekannte 
DKP-Funktionär" nicht überprüft wurde, ob- 
wohl sich die Schüler der Bundesgrenzschutz- 
Schule über den „merkwürdigen Unterricht" 
beschwert hatten, daß vielmehr erst ein Schrei- 
ben der Jungen Union an den Bundesinnen- 
ministor überhaupt eine Reaktion auslösto? 

Ist mit einer Rechtsverordnung zu § 62 des 
Bundesgrenzschutzgesetzes, die eine Übertra- 
gung von Grenzschutzaufgaben auf die Zoll- 
verwaltung regelt, noch im Jahre 1974 zu 
rechnen? 

Zu welchem Zeitpunkt und unter welchen Vor- 
aussetzungen werden die Hubschrauber im 
Lande Schleswig-Holstein, die dom Bundes- 
innenministerium unterstehen, auch zu zivilen 
Rettungseinsätzen zur Verfügung stehen? 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2197 


18. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 

19. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Dr. Gruhl 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die 
private Schmerzensgeldforderung des BfV- 
Präsidenten Dr. Nollau mißbilligt, und welche 
Konsequenzen ergeben sich hieraus? 

Hat sich die Bundesregierung über die Ursa- 
chen des Explosionsunglücks in einem Chemie- 
werk in Großbritannien informiert, und wird 
sie sich über die Ergebnisse der dort anzu- 
stellenden Untersuchungen im Einzelnen un- 
terrichten lassen? 

Welche Folgerungen ergeben sich für die Bun- 
desregierung aus dem Explosionsunglück im 
Hinblick auf die geplante Errichtung von Kern- 
kraftwerken im Bereich gleichartiger Chemie- 
werke in der Bundesrepublik Deutschland? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was wird sie unternehmen, um das Ost- 
berliner Regime zu veranlassen, auf alle so- 
genannten Grenzsicherungsanlagen zu ver- 
zichten, die — etwa durch weggespülte Mi- 
nen — zu Schäden diesseits der Zonengrenze 
führen .können, und wird die Bundesregierung 
die Kosten für diesseits der Grenze ergriffene 
Sicherheitsvorkehrungen gegen Forderungen 
der „DDR" aufrechnen, falls die Begleichung 
verweigert werden sollte? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was wird sie unternehmen, um die „DDR" 
zu veranlassen, die auf das Gebiet diesseits 
der Zonengrenze führenden Wasserläufe von 
Abwässern zu klären, und wird sie die Kosten 
für Kläranlagen, die durch Ostberliner Ver- 
säumnisse und Weigerungen notwendig wer- 
den, sich von der „DDR" erstatten lassen und 
notfalls gegen Forderungen der „DDR" auf- 
rechnen? 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegels'' vom 
31. Mai 1974 zu, die Ostberliner Grenzwächter 
installierten an der Zonengrenze Mikrofone 
und Kameras, um unter anderem Gespräche 
aufzuzeichnen, die auf der westlichen Seite 
der Zonengrenze geführt werden, sowie um 
die Gesprächspartner im Bild festzuhalten, und 
was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Menschen vor solchen rechtswidrigen 
Eingriffen in ihre Privatsphäre zu schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


24. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten der Beschleunigung 
sieht die Bundesregierung, damit in abseh- 
barer Zeit zwischen Australien und der Bun- 
desrepublik Deutschland Verhandlungen über 
den Abschluß eines Sozialversicherungsab- 
kommens aufgenommen werden können? 
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25. Abgeordneter 
Mahne 
(SPD) 


26. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordnete 
Frau Stommel 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordnete 

Frau Stommel 
(CDU/CSU) 


Wann ist der Erlaß von Rechtsverordnungen 
zum Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsin- 
genieure und andere Fachkräfte zu erwarten, 
in denen die für die Arbeitgeber zu treffenden 
Maßnahmen und sich ergebenden Pflichten aus 
dem Gesetz festgelegt werden? 


Bezieht der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung seine in den Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts, 36. Band S. 119, 
lobend bestätigte Rechtsauffassung, daß die 
DDR kein Ausland und die Rechtseinheit mit 
ihr zu wahren ist, auch auf andere Teile 
Deutschlands im Sinne von Artikel 23 GG und 
der verbindlichen Auslegung des Bundesver- 
fassungsgerichts bezüglich der anderen Teile 
Deutschlands im Urteil vom 31. Juli 1973 Ziffer 
V, 4? 


Hat der Deutsche Gewerkschaftsbund bei der 
Anhörung im Gesetzgebungsverfahren erklärt, 
er und seine Gewerkschaften würden an den 
in den Satzungen verankerten Forderungen 
auf Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
festhalten und sich durch eine gesetzliche 
Regelung der paritätischen Mitbestimmung 
nicht zu einer Überprüfung dieser Forderungen 
veranlaßt sehen, und hat die Bundesregierung 
in dem Anhörungsverfahren deutlich gemacht, 
daß sie für den Fall, daß ihr Entwurf eines 
Mitbestimmungsgesetzes verabschiedet würde, 
auch in Zukunft keine Initiativen zu einer 
Vergesellschaftung von Produktionsmitteln er- 
greifen werde? 


Ißt die Bundesre'gierung beredt, Überlegungen 
anz US teilen, ob und lin welcher Welse die bis- 
herdige freiwillige „Höherversicherung" nach 
§ 1234 RVO in eine freiwii'lldge „überversdche- 
rung“ umige wund eit we rden kann — d. h. in 
der gesetzlichen Rentenversidierung freiwillig 
höhere, über den Pflichtbeitrag hinaus gehende 
Beiträge zuzulassen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Studenten, die Waisenrente beziehen {§ 1276 
RVO), durch einen verzögerten Studiumsbe- 
ginn, bedingt idurch den numeruis clausus an 
den Universitäten, eine Waisenrente nur für 
einen entsprechend verkürzten Zeitraum ge- 
währt wiird, ohne idaß sie ihr Studium beenden 
können? 


Hat die Bundesregierung Berechnungen dar- 
über angestellt, was es kosten würde, wenn 
die Waisenrente entbrechend länger gewährt 
würde? 
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31. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Teilt diLe Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der in der Dritten Novelle zum Bundes> 
soziiiaLhilfegesetz eingeführte Froibetrag für 
Sozialhiilfeempfänger in Heimen zwar eine 
erfreuljiche Verbesserung darstellt, jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen kann, fdaß viele 
ältere Menschen durch die hohen Pflegesätze 
bei der Aufnahme in ein Heim ihre wirtschaft- 
liche Unabhängigkeit verlieren, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, diesen sozial- und 
gesellschaftspolitisch unerwünschten Zustand 
durch Einführung einer „sozialen Heimver- 
sicherung" so zu ändern, daß die Heimbedürf- 
tigkeit in der Sozialversicherung als besonde- 
rer Versicherungsfall mit zusätzlichen Ver- 
sicherungsleistungen über das Altersruhegeld 
hinaus anerkannt wird? 


32. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Krank- 
heitsbegriff in § 185 RVO so auszudehnen, 
daß idie bisherige Unterscheidung zwischen 
Krankenpflege und Betreuung sogenannter 
Pflegefälle auf gegeben und damit auch die 
Kosten/der Pflege im Alten- und Altenpflege- 
heim durch die Krankenkassen übernommen 
werden? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


33. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


34. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


35. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Kiechle 


(CDU/CSU) 


Inwieweit gedenkt die Bundesregierung, die 
geplante Ausgleichszulage gemäß „EG-Richt- 
linie für die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten" 
in ein Gesamtkonzept für die strukturelle 
Entwicklung dieser schwierigen Räume einzu- 
binden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit die bisherige einzelbetriebliche Förderung 
entwicklungsfähiger Betriebe nicht durch die 
in der „EG-Richtlinie für die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten benachtei- 
ligten Gebieten" vorgesehene Förderung nicht 
entwicklungsfähiger Betriebe (insbesondere 
der Nebenerwerbsbetriebe) beeinträchtigt oder 
gar unterlaufen wird? 

Wie weit sind die Vorbereitungen gediehen, 
die ein gegebenenfalls nationales Inkrafttre- 
ten des sogenannten Bergbauernprogrammes 
in diesem Jahr ermöglichen, und wann rechnet 
die Bundesregierung mit der Inkraftsetzung 
des vollständigen Programmes? 

Treffen Pressemitteilungen aus Agra-Europe 
zu, wonach besonders das Bundesfinanzmini- 
sterium dem Kernstück der Ausgleichszulage 
„außerordentlich skeptisch" gegenüberstehe? 


7 



Drucksache 7/2197 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


37, Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordnete 
Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben nach Ansicht der 
Bundesregierung der Preisrückgang für Agrar- 
produkte im April um 8, 5*^/0 und der Anstieg 
der Betriebsmittelpreise für die Landwirtschaft 
um 8,9Vo gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
auf Liquidität und Rentabilität der deutschen 
Landwirtschaft im laufenden Wirtschaftsjahr 
und im Wirtschaftsjahr 1974/1975? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die er- 
hebliche Diskrepanz zwischen der vom Bun- 
deslandwirtschaftsminister angekündigten 
Agrarpreiserhöhung auf Grund des EG-Mini- 
sterratsbeschlusses und der tatsächlichen 
Agrarpreisentwicklung? 

In welcher Weise hat die Bundesregierung 
Stellung genommen zu der Tatsache, daß die 
Europäische Kommission einer Intervention 
B für Weichweizen in den Ländern Frankreich, 
Belgien und den Niederlanden, dagegen nicht 
in der Bundesrepublik Deutschland, beschlos- 
sen hat, und in welcher Weise will die Bundes- 
regierung Wettbewerbsgleichheit für die deut- 
sche Landwirtschaft hersteilen? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
einleiten, die landwirtschaftlichen Erzeuger 
von Rindfleisch und Milch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in gleicher Weise zu fördern, 
wie es nach Pressemitteilungen von der fran- 
zösischen Regierung, die für den Monat März 
1974 bei Rindfleisch einen Nachschlag in Höhe 
der Differenz zwischen dem alten und neuen 
Interventionspreis zahlen will und bei Milch 
54 Millionen Fr. als Erzeugersubvention be- 
reitstellt, beschlossen ist? 

Kann die Bundesregierung den auslegungs- 
fähigen Begriff „geringfügig" bei der Einfuhr 
von Schnittblumen hinsichtlich tierischer 
Schädlinge in der Pflanzenbeschauverordnung 
vom 14. Mai 1970, § 3 Abs. 1, näher präzi- 
sieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


42, Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Politik der „DDR" weiter darauf ausge- 
richtet ist, „West-Berlin auszutrocknen" bzw. 
„West-Berlin eines Tages doch noch zu schluk- 
ken", und welche Maßnahmen, Aktionen oder 
politischen Erklärungen seit Abschluß des 
Grundvertrags, in dem sich die „DDR" zu 
„gutnachbarlichen Beziehungen" verpflichtet, 
machen dieses deutlich? 
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43. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Durch welche besonderen konkreten Maßnah- 
men gedenkt die Bundesregierung, dem unter 
der Berliner Bevölkerung nach der letzten 
Allensbach-Umfrage rapide zunehmenden Pes- 
simismus über die politische Entwicklung der 
Stadt entgegenzuwirken? 


44. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 5. Juni 1974 
zu, Ost-Berlin verweigere Verwandten ersten 
Grades die vertraglich zugesicherten Aus- 
reisegenehmigungen zu Hochzeiten mit der 
haltlosen Begründung, die westliche Seite 
habe das Transitabkommen häufig und sträf- 
lich verletzt, oder mit der Begründung, der 
Leiter einer Molkerei sei ein Geheimnisträger, 
und was hat die Bundesregierung — - bejahen- 
denfalls — • unternommen, um die Abstellung 
derartiger Vertragsverletzungen zu erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


45. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 

47. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


48. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gesetz- 
liche Regelung zu treffen, um eine generelle 
Organentnahme zum Zwecke der Transplan- 
tation ohne ausdrückliche Einholung einer Zu- 
stimmung irgend einer Person zu ermöglichen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, bundesein- 
heitlich Organspenderausweise auszugeben, 
falls ja, wann ist damit zu rechnen? 


Hält es die Bundesregierung mit den Erforder- 
nissen einer rationellen, effektiven Verwal- 
tung und mit der Fürsorgepflicht gegenüber 
ihren Bediensteten für vereinbar, daß bei der 
Entscheidung über Familiendarlehen des Bun- 
des nach einem Merkblatt der Oberfinanz- 
direktion Köln 

— so viele Unterlagen — meist in mehrfacher 
Ausfertigung — ■ beizubringen sind, daß 
eine Aufstellung dieser Unterlagen fünf 
Seiten umfaßt, 

— mit der Bearbeitung erst begonnen wird, 
wenn alle Unterlagen vorliegen und die 
Bauvorhaben praktisch baureif sind, und 
die Bearbeitung dann noch mindestens drei 
Monate dauert, 

— auch eine eingehende baufachliche Prüfung 
vorgenommen wird, obwohl diese neben 
dem bauaufsichtlichen Genehmigungsver- 
fahren entbehrlich sein dürfte? 

Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 
der gestiegenen Baukosten, die Familiendar- 
lehen zu erhöhen? 
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49. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Handelt es sich bei dem von Bundesrichter 
Dr. Heinz Recken in der Zeitschrift für Rechts- 
politik 1973, Seite 124 ff., zum Thema „Berufs- 
wahl der Juristen, — Ergebnisse einer um- 
fassenden Befragung" verfaßten Aufsatz um 
das offizielle Untersuchungsergebnis des Bun- 
desjustizministeriums oder um eine private 
Arbeit des Verfassers? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


50. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rah- 
men der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
des Grundvermögens zum 1. Januar 1964 mit 
Wirkung für den 1. Januar 1974 bei der Be- 
wertung baulich und lagemäßig gleichwertiger 
Häuser Abweichungen des Einheitswerts von 
teilweise 40 bis 50®/o dadurch verursacht wer- 
den, daß die mit öffentlichen Mitteln geförder- 
ten Bauvorhaben an Hand der Kostenmiete, 
die freifinanzierten Häuser hingegen an Hand 
der Jahresrohmiete (Miete einschl. Nebenko- 
sten) bewertet werden, wobei es für die Fest- 
stellung der Voraussetzungen einer Förderung 
mit öffentlichen Mitteln auf die Einkünfte ab- 
gestellt worden ist, die im Zeitpunkt der Be- 
antragung der öffentlichen Finanzierungshilfe 
Vorgelegen haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anerken- 
nung dieser ungleichen Behandlung bei der 
Einheitsbewertung mögliche Veränderungen 
in den Einkünften des Hauseigentümers (z. B. 
durch Ruhestandsversetzung, Erwerbs- oder 
Berufsunfähigkeit o. ä.) dadurch zu berück- 
sichtigen, daß auch bei freifinanzierten Häu- 
sern im Fall ungünstiger Veränderungen der 
Einkünfte — oder sogar grundsätzlich — den 
Finanzämtern nachträglich die Möglichkeit 
eingeräumt wird, diese Häuser nach der Ko- 
stenmiete — wie im öffentlich geförderten 
Wohnungsbau — zu bewerten, um so eine 
Doppelbenachteiligung zu vermeiden? 

Wie ist die Äußerung des Bundesfinanzmini- 
sters Dr. Apel über „eine gefährliche Krise 
unseres Staates" zu verstehen, und auf welche 
Tatsachen gründet sich die weitere Ansicht des 
Ministers, diese Krise sei soeben überwunden 
worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


53. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Trifft es zu, daß mehrere deutsche Reisever- 
anstalter in ihren Katalogen mit generellen 
Niedrigstpreisen werben, obwohl zu diesen 
Preisen nicht, nur in begrenztem Umfang oder 
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54. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


55. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


56. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


57. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


nur zu wenigen Terminen und ab bestimmten 
Flughäfen gebucht werden kann (vergleiche 
„Stern" vom 23. Mai 1974), und welche geeig- 
neten Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls zu ergreifen, um die Ur- 
laubsreisenden schnell vor dieser irreführen- 
den Werbung und den damit verbundenen 
Nachteilen zu schützen? 

Trifft es zu, daß in den Reisekatalogen die 
Preise ohne den Treibstoffzuschlag angegeben 
werden, obwohl die Höhe des Zuschlags fest- 
steht, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um diesem Verstoß der Preisauszeich- 
nungsverordnung entgegenzutreten? 

Auf wie viele Fälle von vermuteten Verstößen 
deutscher Firmen gegen die Rhodesiensank- 
tionen ist die Bundesregierung vom Sanktions- 
ausschuß der Vereinten Nationen bisher hin- 
gewiesen worden, und welches waren Form 
und Ergebnis der daraufhin veranlaßten Er- 
mittlungen? 

Wann sind der Bundesregierung vom Sank- 
tionsausschuß der Vereinten Nationen Unter- 
lagen über die zuletzt im Nachrichtenmagazin 
„Der Spiegel" vom 3. Juni 1974 erwähnten 
Vermutungen zugeleitet worden, denenzufolge 
die deutschen Unternehmen Klödcner-Werke 
AG, Neunkircher Eisenwerk AG sowie die 
Deutsche Bank AG in ein Projekt zur Kapazi- 
tätserweiterung der „Rhodesian Iron and Steel 
Company" verwickelt sein sollen, und welche 
Ermittlungen sind von der Bundesregierung 
daraufhin veranlaßt worden? 

Welche Maßnahmen wurden bisher getroffen, 
um Spätaussiedlern durch eine umfassende 
Verbraucherberatung und -aufklärung die 
Voraussetzung dafür zu geben, sich in einer 
ihnen ungewohnten „Konsumgesellschaft" zu- 
rechtzufinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


58. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Importe landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse aus Drittländern nicht den Vor- 
schriften des deutschen Lebensmittelredits 
entsprechen? 


59. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 
(SPD) 


Wann und wo werden Kontrollen dieser Im- 
porte durchgeführt? 
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60. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Mit welchen Angaben kann die Bundesregie- 
rung Pressemeldungen bestätigen, wonach der 
Alkoholkonsum bei Jugendlichen unter dem 
Motto „Von der Droge zur Flasche" erheblich 
zugenommen hat? 


61. Abgeordneter Was hat und wird die Bundesregierung tun 

Kater bzw. veranlassen, um diesem ansteigenden 

(SPD) Trend zum Alkoholkonsum Jugendlicher ent- 

gegenzuwirken? 


62, Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob es neben 
der Methode, Fische als Testobjekte einzuset- 
zen, exakte wissenschaftliche Untersuchungs- 
methoden zur qualitativen und quantitativen 
Feststellung toxischer Schadstoffe und Krank- 
heitserreger gibt? 


63. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Sind die Betreiber von Wasserversorgungs- 
unternehmen gehalten, entsprechende Wasser- 
analysen so vorzunehmen, daß es gewähr- 
leistet ist, daß plötzlich auftretende schädliche 
Substanzen nicht in die Trinkwasserversor- 
gung von Wohngebieten gelangen können und 
so die Bevölkerung gefährdet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


64, Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


66. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


67. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß Ordnungsämter auch 
bereits gelöschte und nicht eintragungsfähige 
Verkehrsübertretungen erfassen und für die 
Beurteilung bei der Frage der Geeignetheit 
zum Fahren von Fahrzeugen verwenden? 

Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, 
daß dieses Verfahren rechtswidrig ist, und 
welche Maßnahmen wird sie ergreifen, um ein 
solches Verhalten von Ordnungsämtern zu un- 
terbinden? 

Wird die Bundesregierung für Demonstrati- 
onsflüge des Airbus nochmals eine Einflug- 
genehmigung erteilen, wenn sie damit rechnen 
muß, daß der verantwortliche Luftfahrzeug- 
führer einem nicht mit der notwendigen Zu- 
lassung versehenen Mitflieger das Steuer 
überläßt? 


Trifft es zu, daß die zuständigen Schweizer 
Regierungsstellen verbindlich zugesagt haben, 
den Verkehr der Autobahn Stuttgart — Sin- 
gen — Grenze sachgerecht durch Einbindung in 
das schweizerische Nationalstraßennetz abzu- 
nehmen, und gibt es hierfür konkrete zeitliche 
Vorstellungen? 
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68. A.bgeordneter Trifft es zu, daß Schweizer Regierungsstellen 

Biechele — man spricht vom Eidgenössischen Departe- 

(CDU/CSU) ment des Innern — beim Bundesministerium 

des Innern dafür intervenieren sollen, daß der 
Ausbau des Teilstücks Engen — Singen der 
Autobahn Stuttgart — Singen vorerst zurück- 
gestellt werden soll, um neue planerische 

Überlegungen für den grenzüberschreitenden 
Straßenverkehr anstellen zu können, und wie 
beurteilt gegebenenfalls die Bundesregierung 
eine solche Intervention? 

69. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Horstmeier Begleitpersonen für Schwerbehinderte bei 

(CDU/CSU) Eisenbahnfahrten ebenso , freifahren zu lassen 

wie bei Kriegsbeschädigten? 

70. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Vergünstigun- 

Horstmeier gen für Rentner bei Bundesbahnfahrten bei' 

(CDU/CSU) den nächsten rosaroten Zeiten auch auf Er- 

werbsunfähigkeitsrentner ausdehnen? 

71. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Ollesch geben, bis zu welchem Zeitpunkt der Beschluß 

(FDP) des Kabinetts vom 31. Oktober 1973, den Post- 
reisedienst der Deutschen Bundesbahn zu 

übertragen, realisiert werden kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß private 
Unternehmer bereit sind, einen großen Teil 
der bisher von der Deutschen Bundespost be- 
triebenen Linien zu übernehmen, und ist die 
Bundesregierung bereit, eine solche Übertra- 
gung an private Konzessionäre zur Entlastung 
der öffentlichen Hand zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


73. Abgeordneter Liegen bereits erste Ergebnisse der deutsch- 

Milz belgischen Raumordnungskommission zur 

(CDU/CSU) räumlichen Entwicklung des deutsch-belgi- 

schen Grenzraums vor, zumal sich diese Kom- 
mission z. Z. mit einer Bestandsaufnahme als 
Grundlage für die Erarbeitung grenzüber- 
schreitender Zielvorstellungen in dieser Hin- 
sicht befaßt, wenn nicht, wann kann mit einem 
Ergebnis gerechnet werden? 

74. Abgeordneter Wie hoch sind die Obergrenzen für Miete und 

Dr. Schneider Belastung in den einzelnen Ländern, und wel- 

(CDU/CSU) che Änderungen haben sich gegenüber den 

Vorjahren ergeben? 
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75. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


77. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


78. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


79. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Welche Erfahrungen liegen der Bundesregie- 
rung bisher über die Anwendung des Verbots 
der Zweckentfremdung von Wohnraum vor, in 
welchen Fallgruppen wurde bisher das Zweck- 
entfremdungsverbot überwiegend angewandt, 
und fällt nach Auffassung der Bundesregierung 
auch das Leerstehen von Wohnraum unter das 
Zweckentfremdungsverbot? 

Aus welchen Gründen sind die auch von der 
Bundesregierung wiederholt als erneuerungs- 
bedürftig bezeichneten DIN-Normen über 
„Wärmeschutz im Hochbau" immer noch nicht 
verabschiedet? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um eine möglichst umgehende Ver- 
abschiedung verschärfter Wärmeschutzbestim- 
mungen im Hochbau sicherzustellen und damit 
zu verhindern, daß immer noch Bauten mit 
unzulänglichem Wärmeschutz errichtet wer- 
den, die den Bemühungen der Bundesregierung 
um eine sinnvolle und sparsame Energiever- 
wendung Hohn sprechen? 

Hat die Bundesregierung bereits einen Über- 
blick über die Praxis der Gerichte bei der 
Untersuchungshaftverschonung gegen Sicher- 
heitsleistung nach § 116 Abs. 1 Nr. 4 StPO, 
insbesondere über die Höhe der Kautionsbe- 
träge, über den Personenkreis der davon Be- 
günstigten und über mögliche unterschiedliche 
Auswirkungen dieser Praxis auf vermögende 
und weniger vermögende Beschuldigte? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bun- 
destag im Rahmen der Strafverfahrensreform 
eine Änderung des § 116 Abs. 1 Nr. 4 StPO 
vorzuschlagen oder zumindest die Richtlinien 
für das Strafverfahren und das Bußgeldver- 
fahren — RiStBV — so zu ändern, daß künftig 
eine ungleiche Behandlung vermögender und 
nicht vermögender Beschuldigter vermieden 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


80. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Sorgen zahl- 
reicher Ökotrophologinnen, die z. Z. ausgebil- 
det werden, ohne sich ihren späteren prakti- 
schen Berufsweg vorstellen zu können? 


81. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ein Berufsbild 
für Ökotrophologinnen zu schaffen? 
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82. Abgeordneter 
Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick, in 
welchem Umfang der im Umweltschutzpro- 
gramm der Bundesregierung, Abschnitt Bil- 
dung und Ausbildung, statuierten Aufgabe 
Rechnung getragen ist, „das zur Abwehr der 
Umweltgefahren notwendige Wissen in den 
Schul- und Hochschulunterricht einzubeziehen 
und umweltbewußtes Verhalten als Bildungs- 
ziel in die Lehrpläne aller Bildungsstufen auf- 
zunehmen"? 


83. Abgeordneter 
Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


In welcher Weise erfolgt diesbezüglich die 
Abstimmung zwischen der Bundesregierung 
einerseits und der Bund-Länder-Kommission 
für die Bildungsplanung sowie der Kultus- 
ministerkonferenz der Länder andererseits? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Hat das im Dezember 1973 zwischen der 
Volksrepublik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland abgeschlossene Fischereiabkom- 
men zu den Erleichterungen des Fischfangs in 
der 6 sm bis 12 sm breiten Fischereizone vor 
der polnischen Küste geführt, oder treffen 
Meldungen zu, daß von der polnischen Seite 
Schwierigkeiten gemacht werden, die Verein- 
barung zu verwirklichen? 


2. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um sicherzustellen, daß die 
früher in den heute zum Staatsgebiet der 
Volksrepublik Polen liegenden deutschen 
Ostgebieten lebenden Deutschen in den Besitz 
der dort befindlichen persönlichen Urkunden 
gelangen oder zumindest eine beglaubigte Ab- 
schrift in deutscher Sprache erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


4. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


5. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, damit durch die Harmonsierung der 
Umweltschutzbestimmungen in den Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft die auf Grund 
der unterschiedlichen Regelungen auf diesem 
Gebiet bestehenden Wettbewerbsverzerrungen 
abgebaut werden? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß nicht nur die unterschiedlichen 
Normen für den Umweltschutz in den Ländern 
der Gemeinschaft, sondern auch die verschie- 
denartigen öffentlichen Beihilfen sowie die 
unterschiedlichen steuerpolitischen und kredit- 
politischen Maßnahmen zur Förderung des 
Umw-eltschutzes in den Ländern der Gemein- 
schaft im Interesse des angestrebten gemein- 
samen Marktes harmonisiert werden müßten? 

Wie verteilen sich die in der Regierungser- 
klärung vom 17. Mai 1974 erwähnten bis- 
herigen Leistungen zur Abgeltung von Kriegs- 
folgelasten in Höhe von 220 Milliarden DM 
auf die einzelnen Geschädigtengruppen, und 
welche Teilbeträge der künftig noch in Höhe 
von 174 Milliarden DM zu erbringenden Ge- 
samtleistungen entfallen auf diese einzelnen 
Gruppen? 
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6. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang verteilen sich die Gesamt- 
ausgaben der Wiedergutmachungs- und 
Kriegsfolgengesetzgebung in Höhe von 394 
Milliarden DM — aufgegliedert nach den ein- 
zelnen Geschädigtengruppen — auf Aus- 
gleichsleistungen, Eingliederungsdarlehen, 
sonstige Förderungsmittel und Leistungen zur 
Sicherung der Altersversorgung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 


Ist die Bundesregierung bereit, nicht nur den 
am internationalen Güterverkehr beteiligten 
Betrieben des gewerblichen Straßenverkehrs, 
sondern auch den gewerblichen Güterfernver- 
kehrsunternehmen des Zonen- und Frachthilfe- 
gebietes wegen der bestehenden schweren 
Wettbewerbsverzerrungen die gleiche Gasöl- 
betriebsbeihilfe zu gewähren wie dem Werks- 
verkehr, oder welche sonstigen Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung einzuleiten, um 
diesen im Zonenrandgebiet besonders schwer 
ringenden mittelständischen Unternehmen den 
erforderlichen Flankenschutz zu gewähren? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Vorsorge zu 
Schröder treffen, daß Anträge auf Übertragung von 

(Wilhelminenhof) Brennrechten und die Zusammenlegung von 
(CDU/CSU) Brennereien auch nach dem 30. September 1974 

gestellt werden können, und welche Schritte 
hat sie gegebenenfalls in dieser Richtung 
unternommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung» 
Landwirtschaft und Forsten 


9. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung das Ausmaß der 
Verbreitung der Tollwut in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und die damit verbundenen 
Gefahren für die Bevölkerung bekannt, und 
welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung, wie man den Schutz der Bevölkerung 
vor diesen Gefahren verstärken kann? 


10. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Sind Informationen zutreffend, wonach das 
Bundesverwaltungsgericht die Fuchsbaubega- 
sung verboten habe, und ist der Hinweis in 
diesem Zusammenhang richtig, daß Mäuse das 
Hauptreservoir der Tollwut bildeten? 
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11. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, auf eine Stellungnahme der Arbeitsge- 
meinschaft der Verbraucher zu reagieren, die 
zu dem Problem Grenzausgleich von einer Ver- 
knappung und Verteuerung der Nahrungs- 
güter in der Bundesrepublik Deutschland 
schreibt, obgleich die Preise für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse im April 1974 um 8,7“/o unter 
denen des Vorjahres liegen? 


12. Abgeordneter 
Eigen 
{CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ex- 
port von lebenden Rindern, Kälbern, Rind- 
und Kalbfleisch aus Frankreich nach Italien 
wieder rasant zunimmt, so daß die Annahme 
berechtigt erscheint, daß Frankreich über be- 
sondere Garantien die italienischen Handels- 
hemmnisse unterläuft, und wie will die Bun- 
desregierung bei dieser Sachlage die deutschen 
Exportinteressen wahren? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


13. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Da laut Mitteilung des VdK die Zahl der ar- 
beitslosen Schwerbehinderten Ende April 1974 
auf 10 421 Personen angestiegen war, frage 
ich die Bundesregierung, welche Maßnahmen 
sie zu ergreifen gedenkt, um hier einen Ab- 
bau zu erreichen, und ob sie bereit ist, die 
öffentliche Hand dort, wo das Einstellungssoll 
bisher nicht erfüllt ist, an ihre Pflicht zu ge- 
mahnen? 


14. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bereits Überlegungen 
angestellt, daß es erforderlich wäre, eine be- 
rufliche Weiterbildung der arbeitslosen 
Schwerbehinderten ins Auge zu fassen, um 
insbesondere auch den Älteren dieses Perso- 
nenkreises eine Wiedereingliederung in den 
Arbeitsprozeß zu erleichtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, sich 
dafür einzusetzen, daß das Kreiswehrersatzamt 
nach bewährter Weise in der Stadt Neuwied 
verbleibt, oder welche Gründe stehen dem 
entgegen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


16. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nur 
2jährige Ausbildungsdauer für Diätassisten- 
ten die Gefahr herbeiführt, daß die in § 6 des 
Gesetzes über den Beruf des Diätassistenten 
vorgesehene praktische Ausbildung erheblich 
zu kurz kommt? 


17. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, für Küchenleiter, z. B. in Kranken- 
häusern, ein Berufsbild einzuführen und darin 
die Aus- und Fortbildung u. a. auch in prakti- 
scher Diätetik zu regeln? 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
Spranger beabsichtigten Neuregelung des Familienla- 

(CDU/CSU) stenausgleichs zum 1. Januar 1975 nunmehr 

der wiederholt vorgetragenen Bitte des Deut- 
schen Familienverbandes auf eine Übergangs- 
regelung hinsichtlich einer Erhöhung des Kin- 
dergeldes zu entsprechen, und welche Entla- 
stungen kinderreicher Familien darüber hinaus 
sind noch in diesem Jahr zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


19. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Planungen 
für den Bau der Bundesautobahn A 113, die im 
Bundesfernstraßenplan 1971 bis 1985 unter der 
Dringlichkeitsstufe I geführt wird und bei der 
betroffenen Bevölkerung im Raum Wupper- 
tal — Solingen auf breite Ablehnung stößt, da 
die bisher vorgesehene Trassenführung u. a. 
die Naherholungsgebiete stark beeinträchtigt, 
nochmals anhand neu zu ermittelnder Daten 
zu überprüfen? 


20. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Vor- 
lage des Ergebnisses der neuen Überprüfung 
zu veranlassen, daß weitere vorbereitende 
Baumaßnahmen unverzüglich eingestellt wer- 
den? 


21. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU} 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn, wie 
einer Äußerung des Präsidenten der Zentralen 
Transportleitung der Deutschen Bundesbahn, 
Fakiner, zu entnehmen ist, die baulichen, be- 
trieblichen und verkehrlichen Untersuchungen 
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22. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Fellermaier 
(SPD) 


26. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


über die Varianten Holzminden und Göttingen 
der Streckenführung Hannover — Kassel inzwi- 
schen abgeschlossen hat und danach aus der 
Sicht der Deutschen Bundesbahn nur eine 
Streckenführung über Holzminden zu vertreten 
ist, und wenn ja, wie beurteilt die Bundes- 
regierung aus ihrer Sicht die Entscheidung der 
Deutschen Bundesbahn? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Zubringer 
zur Autobahn Heilbronn — Nürnberg im Zuge 
der B 19 von Süden her so zu planen und zu 
bauen, daß er bis zur Fertigstellung der Auto- 
bahn funktionsfähig ist? 


Geht die Bundesregierung davon aus, daß der 
Kreis Euskirchen zukünftig Mitglied in zwei 
Verkehrsverbünden sein soll, und teilt sie 
meine Meinung, daß dies dann in Widerspruch 
zur kommunalen Neugliederung steht und da- 
durch eine moderne und wirkungsvolle Ver- 
besserung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs erheblich in Frage gestellt wird und 
insbesondere die finanzielle Belastbarkeit des 
Kreises völlig außer Acht gelassen wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Ab- 
grenzung von Verkehrsverbünden die allge- 
meine Bedeutung von Entwicklungsachsen zu 
berücksichtigen und dies besonders bei Be- 
mühungen um die Verbesserung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs im ländlichen 
Raum zu beachten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Studie 
des Präsidenten der Gesellschaft für rationale 
Verkehrspolitik, Dr.-Ing. Erwin Deischl, der im 
Auftrag des Münchner Studieninstituts für an- 
gewandte Haushalt- und Steuerpolitik heftige 
Kritik an dem Projekt des Rhein-Main-Donau- 
Kanals und dem Ausbau des letzten Ab- 
schnitts von Nürnberg nach Kelheim übt und 
gleichzeitig fordert, diesen Teilabschnitt nicht 
mehr auszubauen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Ergebnis der „Verkehrswissenschaft- 
lichen Untersuchung für eine Ergänzung des 
Fernstraßennetzes in Norddeutschland'' mit 
der Planung einer Autobahn aus dem osthol- 
steinischen Raum zur niederländischen Grenze 
und einer autobahngleichen Netzergänzung 
zwischen Lüneburg und Lübeck in den Be- 
darfsplan für die Bundesfernstraßen (Gesetz 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen von 
1971 bis 1985) aufzunehmen? 
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27. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß der Bundesminister für 
Spranger Verkehr die Hauptverwaltung der Deutschen 

(CDU/CSU) Bundesbahn angewiesen hat, die zu erwarten- 

den Beförderungsmöglichkeiten vom Haupt- 
lokführer zum Lokbetriebsinspektor im Nach- 
tragsstellenplan nicht auszuweisen, und wäre 
in diesem Fall die Bundesregierung bereit, 
unter Berücksichtigung der Interessen des Lok- 
, Personals eine derartige Anweisung zurück- 

zunehmen? 


In welcher Weise hat das Bundesministerium 
für Verkehr das Bundesininisterium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten wegen des 
sen Zuständigkeit für Naturschutz, Land- 
schaftspfiege und Erholungslandschaft bei der 
Planung der A 91 im Raum Darmstadt konsul- 
tiert, welche Stellungnahmen wurden seitens 
des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten abgegeben? 


Welche Auswirkungen haben die Pläne der 
Deutschen Bundesbahn bezüglich der Rationa- 
lisierung des Stückgutverkehrs auf Rheinland- 
Pfalz, insbesondere auf die Stückgutbahnhöfe 
Soberiiheiin und Meisenheim, und ist in den 
Plänen der Bundesregierung ein finanzieller 
Ausgleich für die zu erwartenden Nachteile 
bei den betroffenen Gemeinden vorgesehen? 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost, vor 
Baron allem im südlichen Teil des Kreises Herzogtum 

vonWrangel Lauenburg, in größerem Umfange Posthilfs- 

(CDU/CSU) stellen annulliert? 


31. Abgeordneter Trifft die Behauptung des Personalsrats des 
Erhard FA 2 München, dargelegt in einem Schreiben 

(Bad Schwalbach) vom 28. März 1974 an die Mitglieder des 
(CDU/CSU) Deutschen Bundestages, zu, daß bei der Deut- 

schen Bundespost ein großer Personalmangel 
herrsche und dadurch eine ungerechte Besol- 
dung vieler Mitarbeiter des einfachen Dienstes 
ausgelöst werde, während der frühere Bundes- 
postminister Ehmke noch kürzlich erklärte, daß 
die Post kurzfristig rund 28 000 Stellen ein- 
sparen wolle? 


32. Abgeordneter Flandelt es sich bei den rund 28 000 Stellen, 
Erhard die eingespart werden sollen, vielleicht um 

(Bad Schwalbach) solche, die z. Z. gar nicht besetzt sind und 
(CDU/CSU) deren Einsparung deswegen auch keinen Ko- 

stenminderungseffekt bringen können? 


29. Abgeordneter 
Pierolh 
(CDU/CSU) 
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33. Abgeordneter 
Peffermann 
(CDU/CSU) 


Kann der Antwort des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen vom 17. Mai 
1974 über die Einrichtung von Studiengängen 
der Fachrichtung Betriebswirtschaft bzw. Wirt- 
schaft und Verwaltung entnommen werden, 
daß die Deutsche Bundespost nicht beabsich- 
tigt, einen solchen Studiengang auch an der 
Fachhochschule Berlin einzurichten und wenn 
ja, warum nicht? 


Bonn, den 6. Juni 1974 



